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Die Gesellschaft und die Arbeitswelt veranderten sich schnell, was Herausforderung
und Chance zugleich darstelle, begriindete Aline Trede (gp, BE) ihren Vorschlag fir ein
Jobsharing bei Exekutivorganen. Flexible Arbeitsmodelle sicherten nicht nur Know-
How und Arbeitsplatze, sondern wirden auch der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
dienen. Dies sei etwas, das in der Politik praktisch nicht méglich sei. Die Medien hatten
ihren Vorstoss mit einer Forderung nach 14 Bundesratinnen oder Bundesraten
gleichgesetzt; darum gehe es aber nicht. Sie wolle vielmehr auch einen Kulturwandel
anregen und die Moglichkeit bieten, das politische System auf gesellschaftliche
Anspriiche hin zu Uberdenken. So seien etwa politische Amter in vielen Gemeinden
auch deshalb immer schwieriger zu besetzen, weil sich kaum jemand mehr zu 100% flr
ein Amt verpflichten kénne. Bei Annahme ihres Postulats solle der Bundesrat folglich
Méglichkeiten und Rahmenbedingungen fur Jobsharing und Teilzeitarbeit in
Exekutivdmtern prifen.

Die 56 Stimmen aus den geschlossenen Fraktionen von SP, GP, GLP und der
Einzelstimme von Fabio Regazzi (cvp, Tl) reichten allerdings nicht, um den erhofften
Kulturwandel anzustossen - 133 Nationalratsmitglieder sprachen sich gegen das
Postulat aus (2 Enthaltungen). Immerhin hatte Bundeskanzler Walter Thurnherr darauf
aufmerksam gemacht, dass der Bund Jobsharing begrisse und deshalb in der
Verwaltung flexible Arbeitsmodelle propagiere. Ein Jobsharing im Bundesrat sei aber
auch aus Verfassungsgrinden kaum moglich, da fir das Gremium sieben Personen
vorgesehen seien. Die Frage, ob dies in Kantonen oder Gemeinden maéglich sei, liege in
der Kompetenz der Kantone. '

1) AB NR, 2019, S. 1183 f.; Blick, 20.10.18
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